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Privatrechtliche Verwaltungsträger § 22

Privatrechtliche Verwaltungsträger

Spezial-
gesetzliche 

Aktiengesell-
schaften

Private 
(Natürliche/ 
juristische 
Personen)

Öffentliche 
Unternehmen in 
Privatrechtsform

Gemischt-
wirtschaftliche 
Unternehmen

Abweichungen vom 
OR, Beherrschung 
i.d.R. durch ein 
oder mehrere 
Gemeinwesen. 
Gründung durch 
gesetzgeberischen 
Akt.

Bsp.: Swisscom AG

PRIVAT: Anleihen

Alle Formen des 
Privatrechts

PRIVAT: Subjekt

Gemäss OR, aber 
durch ein oder 
mehrere Gemein-
wesen beherrscht. 

Bsp.: Axpo AG

PRIVAT: Rechtsform

Gemäss OR, unter 
Vorbehalt von Art. 
762 OR. 
Beherrschung 
gemeinschaftlich 
durch Private und 
Gemeinwesen.

Bsp.: MCH Group 
AG (öff. Hand 49%)

PRIVAT: Beteiligung

des Bundes "Beliehene"der Kantone (Monopol-
konzessionär)

Gemäss Bundesge-
setz, 
z.B. Swisscom AG 
(TUG; SR 784.11)

Gemäss Art. 763 
OR u. kant. Recht,
z.B. verschiedene 
Kantonalbanken

§ 38 Z.B. Krankenkassen
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Spezialgesetzliche AG § 22

1 Auf Gesellschaften und Anstalten, wie Banken, 
Versicherungs- oder Elektrizitätsunternehmen, die durch 
besondere kantonale Gesetze gegründet worden sind und 
unter Mitwirkung öffentlicher Behörden verwaltet werden, 
kommen, sofern der Kanton die subsidiäre Haftung für 
deren Verbindlichkeiten übernimmt, die Bestimmungen über 
die Aktiengesellschaft auch dann nicht zur Anwendung, 
wenn das Kapital ganz oder teilweise in Aktien zerlegt ist 
und unter Beteiligung von Privatpersonen aufgebracht wird.

2 ... [Gesellschaften vor 1.1.1883]

Art. 763 OR
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Gemischtwirtschaftliche AG (i.w.S.) § 22

1 Haben Körperschaften des öffentlichen Rechts wie Bund, Kanton, Bezirk oder 
Gemeinde ein öffentliches Interesse an einer Aktiengesellschaft, so kann der 
Körperschaft in den Statuten der Gesellschaft das Recht eingeräumt werden, 
Vertreter in den Verwaltungsrat oder in die Revisionsstelle abzu-ordnen, 
auch wenn sie nicht Aktionärin ist.

2 Bei solchen Gesellschaften sowie bei gemischtwirtschaftlichen Unternehm-
ungen, an denen eine Körperschaft des öffentlichen Rechts als Aktionär 
beteiligt ist, steht das Recht zur Abberufung der von ihr abgeordneten 
Mitglieder des Verwaltungsrates und der Revisionsstelle nur ihr selbst zu.

3 Die von einer Körperschaft des öffentlichen Rechts abgeordneten Mitglieder 
des Verwaltungsrates und der Revisionsstelle haben die gleichen Rechte und 
Pflichten wie die von der Generalversammlung gewählten.

4 Für die von einer Körperschaft des öffentlichen Rechts abgeordneten 
Mitglieder haftet die Körperschaft der Gesellschaft, den Aktionären und den 
Gläubigern gegenüber, unter Vorbehalt des Rückgriffs nach dem Recht des 
Bundes und der Kantone.

Art. 762 OR
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Dezentrale Verwaltungsträger (Exkurs) § 22

In einer Gemeinde im Kanton Zürich bestehen zwei gemeinde-
eigene Altersheime sowie die im Gemeindegebiet tätige Spitex
(Verein). Aufgrund verschiedener Schnittstellen ist der Gemeinde-
rat der Auffassung, dass eine Zusammenlegung oder zumindest 
eine engere Zusammenarbeit der Heime und der Spitex wünschbar 
wäre. Von Seiten der Spitex wird dies begrüsst.
Der Gemeinderat bittet Sie, 

a) aufzuzeigen, welche Organisationsformen vorliegend über-
haupt in Frage kommen,

b) zwei Organisationsformen mit Vor- und Nachteilen zur 
Diskussion zu stellen, und

d) kurz aufzuzeigen, was im Falle des Entscheids für die eine 
oder andere Organisationsform zu regeln wäre.

Der Gemeinderat bittet insbesondere um Prüfung, ob für den 
Zusammenschluss eine kommunale selbständige Anstalt (KSA) 
gemäss der neuen Bestimmung nach § 15a Gemeindegesetz in 
Frage kommt.

Alterspflege (Sachverhalt)
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Dezentrale Verwaltungsträger (Exkurs) § 22

Art. 98 KV ZH
1 Der Kanton und im Rahmen der Gesetzgebung die Gemeinden 

können die Erfüllung öffentlicher Aufgaben Dritten übertragen. Sie 
können hierzu Organisationen des öffentlichen oder privaten Rechts 
schaffen oder sich an solchen beteiligen.

…

§ 15a Gemeindegesetz ZH
1 Zur Erfüllung ihrer Aufgaben können die politischen Gemeinden 

Anstalten errichten und sie mit Rechtspersönlichkeit ausstatten.
2 Die Gemeindeordnung regelt in den Grundzügen:

1. Art und Umfang der übertragenen Aufgaben und deren Finan-
zierung;

2. die Organisation;
3. die übertragenen Befugnisse.

3 Ein vom Grossen Gemeinderat oder von den Stimmberechtigten 
beschlossener Erlass regelt das Nähere. 

…

Alterspflege (gesetzliche Grundlagen)
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Grundrechtsbindung § 22

Kriterien

1. Wahrnehmung von 
öffentlichen Aufgaben

3. Handlungsform im 
öffentlichen Recht

2. Öffentlich-rechtlich
beherrschtes Gebilde

Bindung 
(Art. 35 Abs. 2 BV)

M.E. Bindung, anders 
BGE 129 III 35 ff.

Indiz für Grund-
rechtsbindung, oft aber 

unklar und eher Folge der 
Kriterien 1. und 2.

z.B. Bergführerprüfung 
durch SAC

z.B. Wettbewerbsdienste 
der Post

z.B. Verwaltungsvertrag 
über Spitaldienst-
leistungen

Konsequenzen der Grundrechtsbindung
• Handlungsprinzip des Gemeinwesens
• Rechtschutzmöglichkeit, falls Grundrechtsbindung mit Grundrechts-

betroffenheit korreliert
• "Modifizierte" Grundrechtsbindung bei wirtschaftlicher Tätigkeit 

des Gemeinwesens?
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1. Öffentliche Aufgabe?

2. Staatliche Beherrschung?

3. Verwaltung von öffentlichem Grund?)

Grundrechtsbindung (Beispiel) § 22

Seit verschiedene Pendler-Gratiszeitungen in Bahnhöfen und 
öffentlichen Verkehrsmitteln um Leserinnen und Leser werben, 
stellt sich für die betroffenen Bahn-, Tram- und Busunterneh-
men die Frage, ob sie bei der Vergabe entsprechender 
Bewilligungen zur Aufstellung von Zeitungsboxen die Grund-
rechte – in Frage kommen namentlich die Wirtschafts- und die 
Pressfreiheit – zu beachten haben (vgl. ZBl 2001, 337 ff.).

(

Kriterien zur Beantwortung

Pendlerzeitungen
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Privatisierung und Selbstregulierung § 22

 Private Rechtsform 

Organisationsprivatisierung

 Aufgabe einer staatlichen Tätigkeit

Aufgabenprivatisierung

 Verkauf Staatsvermögen

Vermögensprivatisierung

 Gebühren

Finanzierungsprivatisierung

Selbstregulierung

Staatliche (subsidiäre) Verantwortung, private Organisation und privater Vollzug, 
z.B. Vorschriften über Geldwäscherei, Umweltschutzziele.

• Vorteile: Effizienz, Entlastung Staat

• Nachteile: Intransparenz, Gleichbehandlungsproblematik (Regelungen zu 
Lasten Dritter), Kontrollaufwand
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Auslagerung und Privatisierung § 22

Mit einer Aufgabentypologie liefert der Bericht zunächst eine 
auf einheitlichen Kriterien basierende Entscheidgrundlage für 
die Auslagerung von Aufgaben an verselbständigte Einheiten 
des Bundes. Im Sinne einer Idealtypologie ordnet er die einzel-
nen Aufgaben des Bundes den folgenden vier Aufgabentypen 
zu:

– Ministerialaufgaben: Dazu gehören primär die Aufgaben der 
Politikvorbereitung (z.B. Vorbereitung der Gesetzgebung), aber 
auch Dienstleistungen, die einen ausgeprägt hoheitlichen 
Charakter aufweisen und zum Teil mit weitreichenden Eingriffen in 
Grundrechte verbunden sein können (z.B. Landesverteidigung). 
Diese Aufgaben eignen sich nicht zur Auslagerung und sind inner-
halb der zentralen Bundesverwaltung zu erfüllen.

Corporate Governance Bericht (BBl 2006, 8233 ff.)
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Auslagerung und Privatisierung § 22

– Dienstleistungen mit Monopolcharakter: Diese finden sich 
u.a. in der Bildung, Forschung und Kultur. Es sind Aufgaben, die
zwar einen klaren Dienstleistungscharakter aufweisen, für die 
jedoch ein funktionierender Markt fehlt. Diese Aufgaben sind zur
Auslagerung geeignet, wenn kaum Koordinationsbedarf sowie ein 
geringes Synergiepotenzial mit andern Bundesaufgaben besteht. 
Trotz Auslagerung muss wegen der fehlenden marktlichen
Steuerung und der z.T. namhaften finanziellen Unterstützung 
durch den Bund ein adäquater politischer Einfluss auf solche 
Einheiten und ihre Aufgabenerfüllung erhalten bleiben.

– Aufgaben der Wirtschafts- und der Sicherheitsaufsicht: Dies 
sind Regulierungsaufgaben, wie sie u.a. die Eidgenössische 
Bankenkommission, die ComCom, die Swissmedic, die Weko oder 
der Postregulator wahrnehmen. Sie sollen insbesondere aufgrund 
des Erfordernisses der Unabhängigkeit bei der Aufgabenerfüllung 
ausgelagert werden.

Corporate Governance Bericht (BBl 2006, 8233 ff.)
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Auslagerung und Privatisierung § 22

– Dienstleistungen am Markt: Dazu gehören insbesondere 
Infrastruktur-Dienstleistungen, wie sie beispielsweise die Post 
und die SBB erbringen. Das erfolgreiche Bestehen der mit diesen 
Aufgaben betrauten Einheiten am Markt bedingt eine 
Auslagerung.
…

Corporate Governance Bericht (BBl 2006, 8233 ff.)

Wie beurteilen Sie die Klassierung und die 
Folgerungen aus dem vorstehenden Corporate 
Governance Bericht des Bundes?



Prof. Dr. Felix Uhlmann 14Allgemeines Verwaltungsrecht 
FS 2012

Auslagerung und Privatisierung

Corporate Governance Bericht, Anhang 1 (BBl 2006, 8233 ff.)

§ 22
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Auslagerung und Privatisierung § 22

Corporate Governance Bericht, Anhang 1 (BBl 2006, 8233 ff.)
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Auslagerung und Privatisierung § 22

Corporate Governance Bericht, Anhang 1 (BBl 2006, 8233 ff.)
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Auslagerung und Privatisierung § 22

Corporate Governance Bericht, Anhang 1 (BBl 2006, 8233 ff.)

Aktualisierung der **: RAB seit 1.9.07, EHB seit 1.12.06, ENSI seit 1.1.09, FINMA 
seit 1.1.09 und SERV seit 1.1.07


